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Der Vorwurf bedarf  
des Beweises 
Zur Debatte um die  
Zivilgesellschaft in Indonesien 

von Olaf Schumann

In seiner Hamburger Dissertation hat Masykuri Abdillah eine umfangreiche 
Darstellung und Analyse unterschiedlicher Demokratieverständnisse vorge-
legt, wie sie in den Jahren der »Neuen Ordnung« während der Präsident-
schaft von General Suharto unter muslimischen Intellektuellen in Indonesien 
diskutiert worden sind.1) In seiner deutschsprachigen Zusammenfassung 2) 
weist er darauf hin, dass das Konzept der Demokratie so, wie es im internati-
onalen Diskurs verhandelt wird, zwar ohne die Beteiligung von den Muslimen 
entworfen wurde, dass es aber inzwischen durch ijtihâd als Element der Er-
neuerung der (traditionellen) islamischen politischen Ordnung in den islami-
schen Diskurs integriert wurde.  

Islamische Anknüpfungs-
punkte waren vor allem die auch in 
einer Demokratie zentralen Grund-
prinzipien der shûrâ (gemeinsame 
Beratung), al-‹adâla (Gerechtigkeit), 
al-musâwa (die Gleichheit, sc. vor 
dem Recht), und al-ukhûwa, die 
Brüderlichkeit (S. 257). Durch die 
Grundorientierung am taukhîd, dem 
Einheitsbekenntnis, erhielt die De-
batte jedoch einen spezifischen Ak-
zent: wer ist Träger der Souveräni-
tät im Staate – das Volk, wie es z.B. 
auch die indonesische Verfassung 
von 1945 deklariert, oder Gott? »Die 
meisten von ihnen haben aber kein 
Problem mit der Volkssouveränität, 
weil sie zwischen der absoluten 
Souveränität Gottes und der politi-
schen Souveränität des jeweiligen 
Staates unterscheiden« (S. 258). 

»Absolute  
Souveränität Gottes«? 
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Doch damit war die grund-
sätzliche Forderung der Demokra-
tie, nämlich der Anspruch des Vol-
kes auf die Souveränität über das 

Recht, nicht gelöst. Was heißt »ab-
solute Souveränität Gottes«? Diese 
Frage setzt sich fort und richtet sich 
auf die nächste Feststellung: »Den-
noch erkennen sie fast alle die Sou-
veränität der göttlichen Gebote 
(sharî‹a) als die grundsätzliche 
Norm des Lebens der Muslime in 
Gesellschaft und Nation an« (ebd.). 
Sind die »göttlichen Gebote« die 
Norm des Lebens, oder sind – 
durchaus auch religiöse – Normen 
Ausgangspunkt und Orientierungs-
rahmen von Geboten bzw. im staat-
lichen Betrieb von Gesetzen? Fer-
ner taucht hier das alte Problem der 
sog. Jakarta-Charta wieder auf, ob 
nämlich dem Staat die Aufsichts-
pflicht über die Einhaltung der sha-
rî‹a übertragen werden soll, oder ob 
die Einhaltung der sharî‹a jedem 
einzelnen Muslim selbst überlassen 
werden soll, wie es schließlich ein-
vernehmlich verstanden wurde. 

Völlig deutlich wird die 
Problematik dort, wo Masykuri Ab-
dillah feststellt, dass die meisten 
muslimischen Intellektuellen auch 
das grundsätzliche Konzept der 
Pancasila-Demokratie, die von der 
»Neue-Ordnung«-Regierung unter 
der Präsidentschaft von General 
Suharto eingeführt wurde, für über-
einstimmend mit islamischen Dokt-
rinen hielten. »Die Ähnlichkeit zwi-

schen ihnen liege in der Einschrän-
kung des Volkswillens, der nicht ge-
gen das Pancasila-Prinzip des 
Glaubens an einen Gott verstoßen 
dürfe« (S. 259). Das war in der Tat 
ein heikler Punkt, vor allem seit 
1990, als die damals gegründete 
»Vereinigung Muslimischer Intellek-
tueller« (ICMI) die Möglichkeit er-
hielt, unter der Aufsicht und Planung 
von Dr. B. J. Habibie die »proportio-
nale Demokratie« zu verwirklichen, 
d.h. die Besetzung staatlicher bzw. 
vom Staate kontrollierter Ämter und 
Posten nach dem offiziellen Religi-
onsproporz zu besetzen. Es war 
das erste Mal seit der Unabhängig-
keit, dass eine religiöse Organisati-
on eine solche, die gesamte Verwal-
tung prägende Möglichkeit erhielt; 
sie wurde damit praktisch als Rep-
räsentantin der gesamten islami-
schen Bevölkerung, offiziell 87 Pro-
zent aller Indonesier, behandelt. 
Gleichzeitig galt auf diese Weise als 
sichergestellt, dass keine politische 
oder gesellschaftliche Entscheidung 
»islamischen Grundsätzen« wider-
sprechen konnte – »islamische« im 
Sinne von dem, was die Staatsfüh-
rung als »islamisch« definierte. 
Dass diese – zudem unter Umge-
hung der großen islamischen ge-
sellschaftlichen Organisationen – 
durchgeführte Maßnahme den in-
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nenpolitischen Frieden zerrüttete 
und damit zur Vorgeschichte der 
später ausgebrochenen Ausschrei-
tungen und kriegsähnlichen Ausei-
nandersetzungen im Lande wurde, 
ist hinreichend bekannt. Dass sich 
viele muslimische Intellektuelle die-
ser Entwicklung widersetzten ist 
nicht ganz so bekannt, ist aber nicht 
weniger eine ernstzunehmende 
Tatsache. Somit ist es bedauerlich, 
dass Masykuri Abdillahs Arbeit, die 
die Debatte der muslimischen Intel-
lektuellen bis 1993 verfolgt, bisher 
keine Fortsetzung zumindest bis 
zum Sturz Präsident Abdurrahman 
Wahids (Juli 2001) gefunden hat. 
Auch hier können nur einige wenige 
Wegmarken avisiert werden. 

»Forum Demokrasi« 

Ähnlich wie 1945, als viele 
der muslimischen Intellektuellen wie 
Moh. Hatta ihre gesellschaftlichen 
und politischen Konzepte nicht unter 
dem Etikett des Islam sondern des 
Nationalismus veröffentlichten, so 
geschah es auch wieder in verstärk-
tem Maße nach 1990. Einer der po-
pulärsten muslimischen Intellektuel-
len, Abdurrahman Wahid, der 1984 
zum Leiter der mit ca. 40 Millionen 
Anhängern größten islamischen Or-
ganisation überhaupt gewählt wor-
den war, antwortete bereits 1991 
auf die zunehmende Diskriminie-
rung von Nicht-Muslimen, zusam-
men mit einem aus verschiedenen 
religiösen Gruppen stammenden 
Freundeskreis, mit der Einberufung 
eines »Forum Demokrasi«. Dieses 
Forum hatte zwar keine formale, 
etwa durch Wahlen erworbene de-
mokratische Legitimation. In ihm 
wurden jedoch die anstehenden po-
litischen, gesellschaftlichen, öko-
nomischen und kulturellen Fragen in 
einer freien und verantwortungsbe-
wussten Weise diskutiert, wie es ei-
gentlich im Parlament hätte ge-
schehen sollen; übrigens hatte da-
mals das Parlament nach der Ver-
fassung von 1945 nur beratende, 
keineswegs jedoch eine Regierung, 
geschweige denn den Präsidenten 
kontrollierende Funktion. Von daher 
war das »Forum Demokrasi« etwas 
völlig Neues in der Geschichte des 
unabhängigen Indonesien: Zum ers-
ten Male gab es so etwas wie ein 
Forum, das zivilgesellschaftliche 

Aspirationen vertrat und im Volke 
respektiert wurde. 

Ein Teil der Mitglieder ICMIs 
wie Dr. Habibies Stellvertreter, Dr. 
Amien Rais, stellte sich dem Pro-
gramm der »proportionalen Demo-
kratie« zur Verfügung. Um die Be-
gründung, die oben bereits als 
Rechtfertigung für die Einschrän-
kung der Volkssouveränität heran-
gezogen wurde, in den Rahmen ei-
nes internationalen islamistischen 
Diskurses einzureihen, betrieb A. 
Rais selbst oder veranlasste er die 
Übersetzung einer Reihe von Schrif-
ten des pakistanischen langjährigen 
Führers der Jemaat-i islami, Abul 
A‹la Maudoodi, und des unter Ga-
mal Abd an-Nasir (Nasser) hinge-
richteten damaligen Führers der ä-
gyptischen Muslim-Brüder, Sayyid 
Qutb, beides Verfechter eines radi-
kalen politischen Islam, ins Indone-
sische. Andere, wie zum Beispiel. A. 
Wahid, hielten am ursprünglichen 
Konzept der Nationalbewegung, 
nämlich der Pluralität innerhalb der 
Gesellschaft, aber der Einheit der 
Nation, fest und widersetzten sich 
der Aufweichung der Rechtssouve-
ränität des Staates, die dann eintritt, 
wenn gesellschaftliche Gruppen ei-
ne Einführung partikularer Rechts-
verständnisse zur Unterstützung ei-
gener Interessen oder Überzeugun-
gen fordern. Ein solcher Souveräni-
tätsverzicht würde auch dann eintre-
ten, wenn der Staat, wie einst in der 
Jakarta-Charta gefordert, die Ein-
haltung der sharî‹a durch die Mus-
lime vorschriebe – ganz abgesehen 
von der daraus folgenden Verpflich-
tung, selbst zu bestimmen, was die 
sharî‹a sei, solange die Muslime 
selbst unter sich keinen Konsens 
darüber gefunden haben. Gerade 
solchen Versuchungen seitens des 
Staates, in das Selbstverständnis 
religiöser Gemeinschaften ein-
zugreifen, schiebt die Pancasila ei-
nen Riegel vor. 

Aus Machtgier geborener 
Opportunismus 

Insbesondere im Umfeld 
jüngerer, in der NU beheimateter In-
tellektueller entwickelte sich somit 
eine neue intensive Debatte um die 
Zivilgesellschaft (civil society). Aus-
gehend von dem qur‹ânischen Dik-
tum, dass den Menschen als khalî-

fatu ›llâh, als Sachwalter Gottes in 
der Schöpfung bezeichnet (Sura 
2,30), wird der Schluss gefolgert, 
dass der Mensch diese Aufgabe gar 
nicht wahrnehmen könne, wenn er 
durch detaillierte Vorschriften sei-
tens Gottes lediglich zum gehorsa-
men Ausführungsorgan geschaffen 
worden wäre. Statthalterschaft 
schließt dagegen die Bereitschaft 
und Befähigung des Menschen ein, 
Rechenschaft über sein Tun und 
Denken abzulegen, und dies setzt 
ein gehöriges Maß an Entschei-
dungsfreiheit voraus. So unterstrich 
z.B. Komarudin Hidayat bereits auf 
einem 1992 abgehaltenen interreli-
giösen Seminar, dass – abgesehen 
vom Propheten selbst – die von sei-
ner Eigenschaft als geschichtliches 
Wesen geprägte Subjektivität eines 
Menschen eine dominierende Rolle 
in seinen Bemühungen, die Lehren 
des Qur‹ân zu verstehen, spielen 
werde.3) Ebenso wie andere Religi-
onen favorisiere auch der Islam kei-
ne bestimmte Staatsform. Wohl 
setzt er Normen und Werte, die je-
weils unter Bezug auf die histori-
schen Bedingungen zu verwirkli-
chen sind; dazu gehören Gerechtig-
keit, Offenheit, Demokratie im Sinne 
gleichberechtigter Partizipation aller 
in der Verwaltung der öffentlichen 
Angelegenheiten, die gesellschaftli-
che Wohlfahrt und die Abwehr von 
Ausnutzung des Volkes und dessen 
Unterdrückung. Normen und Werte 
also, die auch schon von M. Abdil-
lah hervorgehoben wurden (siehe 
oben). Gemessen an diesen Maß-
stäben hätte die Suharto-Regierung 
als anti-islamisch eingestuft werden 
müssen. Damit erweist sich aller-
dings die Unterstützung, die Suhar-
to insbesondere in seiner letzten 
Regierungsdekade seitens der radi-
kalen Religiösen erhalten hat, als 
blanker, aus Machtgier geborener 
Opportunismus. 

Die von Komarudin Hidayat 
und anderen Schülern von Nurcho-
lis Madjid, dem aus den 70er Jahren 
bekannten »Erneuerer« des islami-
schen gesellschaftlichen Denkens, 
wie Budhy Munawar-Rachman 4), 
aber auch von N. Madjid 5) selbst 
und anderen unabhängigen oder 
der NU nahestehenden Intellektuel-
len wie Zamakhsyari Dhofier, Mas-
dar Farid Mas‹udi, Djohan Effendi, 
Muhammad Hikam u.a. vorange-
triebene Debatte zeigte eine große, 

 S e i t e   



48__________________________Südostasien: Religion und politische Kultur_______ 

wenn auch durchaus nuancierte 
Übereinstimmung darin, dass die 
sharî‹a als Norm für das persönliche 
Leben gelten könne, dass sie je-
doch in einem von einer pluralen 
Gesellschaft errichteten Staat ethi-
sche und moralische Leitlinien an-
bieten könne, die dann in einem ge-
sellschaftlichen Diskurs, gemeinsam 
mit anderen Normen und Werten, 
der Gesellschaft Orientierung und 
Weisung anbieten. Ein Verständnis 
von sharî‹a als mehr oder weniger 
fixierter Normenkodex wurde nicht 
nur aus aktuellen Gründen abge-
lehnt, sondern auch unter Hinweis 
darauf, dass es einen solchen in der 
Geschichte nie gegeben habe, die 
Behauptung dagegen, »die sharî‹a« 
enthalte auch für heutige Muslime 
ein bindendes gesellschaftliches 
Modell, eine jeden zivilgesellschaft-
lichen Dialog blockierende Fiktion 
sei. So wie der Qur‹ân selbst, gera-
de als Gottes Offenbarung an die 
Menschen, kein Verfassungs- oder 
Gesetzeskodex sei sondern den 
Menschen bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben und Verantwortung 
vor Gott helfen und, als hudan 
(Rechtleitung), die Richtung weisen 
solle, so sei auch die sharî‹a als 
methodische Anleitung bei der Iden-
tifizierung der jeweils aktuellen 
Pflichten zu verstehen. Gelegentlich 
findet sich auch der Hinweis auf die 
Verwandtschaft des Begriffs für 
Recht, hukum, mit dem für Weisheit, 
hikmah. Blinder Gehorsam gegen-
über geoffenbarten Vorschriften be-
darf jedoch keiner Weisheit; mit ei-
nem solchen auf Gehorsam hin ori-
entierten Verständnis wäre nicht nur 
das islamische Rechtsverständnis 
erstarrt. Auch das Verständnis des 
Menschen als Stellvertreter Gottes 
machte dann keinen Sinn mehr. 

Damit rückt die Frage der 
Hermeneutik, insbesondere gegen-
über dem Qur‹ân, in den Vorder-
grund der Überlegungen. Eine ge-
genwartsbezogene Hermeneutik ist 
deshalb eine der wichtigsten Forde-
rungen, die an die formale islami-
sche Unterweisung muslimischer 
Schüler und Studierender zu richten 
ist.6) (Fußnote) Hinsichtlich der Me-
thoden einer kontextbezogenen und 
relevanten Interpretation des Qur‹ân 
können sich die Unterweisenden auf 
die umfangreichen und wegweisen-
den Vorarbeiten von Quraish Shi-
hab7) und die Beiträge in der in Ja-

karta herausgegebenen Zeitschrift 
›Ulûm al-Qur‹ân stützen. 

Ein Rückschlag in der 
Debatte Intellektueller  
um die Zivilgesellschaft 

Einen erheblichen Rück-
schlag und konzeptionelle Veren-
gung erhielt die Debatte indonesi-
scher Intellektueller um die Zivilge-
sellschaft jedoch 1996. Ein Problem 
war immer die Übersetzung dieses 
Konzeptes ins Indonesische. Ange-
boten hat sich masyarakat sipil, wo-
bei im Begriff »sipil« auch ein Ge-
gensatz zur praktisch existierenden 
Militärherrschaft gesehen werden 
konnte. Manche blieben deshalb bei 
der englischen Schreibweise. 1996 
schlug jedoch während einer Ta-
gung der aus Malaysia angereiste 
Anwar Ibrahim vor, den Begriff civil 
im Indonesisch/Malaiischen mit 
»madani« zu übersetzen. Das ist 
der Begriff, der im Arabischen ge-
braucht wird. Während die Araber 
wissen, dass madanî ein Attribut 
des Nomens madaniyya ist und letz-
teres jedoch seit dem 19. Jh. eine 
gängige Übersetzung von civilisati-
on, hörten malaiische Ohren daraus 
einen Hinweis auf Medina (madîna), 
die Stadt des Propheten.8) Damit 
traten die der Gründung des ersten 
islamischen Gemeinwesens 
zugrunde liegenden Ordnungen und 
Strukturen in den Vordergrund des 
Interesses. Da diese Gründung vom 
Propheten selbst vorgenommen 
wurde kommt ihr zweifellos eine be-
sondere, wenn nicht bindende Be-
deutung zu. Insbesondere bedarf 
die Frage einer Klärung, ob diese 
Gemeindegründung ein Vorbild für 
heutige Staaten, insbesondere auch 
plurale wie Indonesien, sein könne, 
und ob damit die Gemeindeordnung 
von Medina als Vorbild moderner 
Verfassungen gelten kann. Para-
digma für die Antwort auf diese Fra-
ge war das Verhältnis zu den Juden 
in Yathrib. Diese Debatte kann end-
los werden, somit beschränke ich 
mich auf die Kernfrage: Was lässt 
sich dem Text der Gemeindeord-
nung entnehmen?9) 
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Ihrem Charakter nach war 
sie ein Vertrag bzw. ein Doppelver-
trag: Zunächst zwischen den mit 
Muhammad aus Mekka nach Y-
athrib ausgewanderten Mekkanern, 

den »muhâjirûn«, und den beiden in 
Fehde miteinander liegenden arabi-
schen Hauptgruppen in Yathrib, den 
»ansâr« (Helfern), die Muhammad 
als Schiedsrichter eingeladen hat-
ten. In diesem Teil ging es zunächst 
um die Ordnung der Verhältnisse 
zwischen den unterschiedlichen 
Gruppen, die nun in Yathrib eine 
einheitliche Gemeinschaft, eben ei-
ne madîna, bilden wollen. Zusam-
mengehalten wird sie durch die Re-
ligion, dîn, und zwar die vom Pro-
pheten Muhammad vermittelte Reli-
gion. Deshalb heißt ihr Gemeinwe-
sen hinfort Madînat an-Nabî, die 
Stadt des Propheten (madîna wört-
lich: Ort, in dem der dîn, die Religi-
on, praktiziert wird, hier also die Re-
ligion des Propheten Muhammad). 
Da auf die Dauer nur dieser Teil der 
Gesamtgemeinschaft von Yathrib 
dort überlebte, hat sich bei den 
Muslimen der Eindruck durchge-
setzt, als sei schon zu Zeiten des 
Propheten dieser Teil der Wesentli-
che und Maßgebende der Bevölke-
rung in Medina gewesen. Dieser 
Eindruck trügt jedoch. Im zweiten 
Teil des Vertrages sind die Juden 
die Partner. Auch ihnen wird zuge-
standen, dass sie eine Religion 
(dîn) haben, die sich von der der 
Anhänger Muhammads unterschei-
det, weil die Juden eben einem an-
deren Propheten folgen, nämlich 
Mose. Dieser Zustand wird im Ver-
trag von Medina ausdrücklich aner-
kannt (vgl. Paragraph 25). Damit 
gibt es also zwei Gemeinwesen als 
madîna: die Gefolgschaft von Mu-
hammad, und die jüdische Gemein-
schaft, von der allerdings nicht alle 
in das Vertragsverhältnis mit Mu-
hammad einwilligen; hieraus ent-
stehen später die Konflikte mit jüdi-
schen feindlichen Gruppen. Damit 
ist jedoch deutlich, dass sich die 
Gemeinde auf den Propheten, nicht 
auf Gott bezieht, und Muhammad 
soll auch bei späteren Gelegehei-
ten, wenn er gesellschaftliche oder 
politische Entscheidungen getroffen 
hatte, immer wieder betont haben, 
dass er die Entscheidung aus eige-
ner Überlegung, also nicht auf 
Grund einer Offenbarung oder Ein-
gabe durch Gott hin getroffen habe. 
Offensichtlich waren die Zeitgenos-
sen Muhammads noch sehr viel 
sensibler hinsichtlich der Unter-
scheidung von den Kern der Religi-
on als Gottesdienst und Bekenntnis 
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betreffenden und solchen religiösen 
Fragen, die gemeinschaftlichen 
Charakter haben und damit offen 
sind für Disputationen und Dissens. 
Allerdings gibt es auch etwas die 
unterschiedlichen »Orte der Religi-
on« Verbindendes: die gottesdienst-
liche Gemeinschaft, und auch diese 
wird wiederholt in dem Vertrag von 
Medina unterstrichen: die umma ist 
nur eine, sie ist die umma Gottes 
(ummat Allâh). Auch dies wird wie-
derholt in dem Vertrag von Medina 
unterstrichen. 

Die Suche nach 
Orientierungen  
für die Gegenwart 

Auf diesen hinter dem Ver-
trag von Medina stehenden Sach-
verhalt hat Ahmad Baso nachdrück-
lich hingewiesen.10) Aus seinen 
Darlegungen wird deutlich, dass der 
Vertrag von Medina so, wie er da-
steht, nicht als Grundlage für eine 
moderne Verfassung gelten kann. 
Wohl finden sich in ihm einige der 
oben erwähnten gesellschaftlichen 
Normen und Werte, die ihre Bedeu-
tung keineswegs verloren haben. 
Auch wird der Charakter einer Ver-
fassung als gesellschaftlicher Ver-
trag durchaus aufgenommen wer-
den können; die Idee eines Gesell-
schaftsvertrags als Grundlage einer 
gesunden Staatsform hat übrigens 
schon der arabische Philosoph al-
Mawardi im 11. Jh. entwickelt. Das 
Prinzip der Gleichheit hat jedoch für 
alle Vertragspartner zu gelten, und 
als Ziel kann deshalb nur eine ein-
zige Gemeinschaft – oder jetzt bes-
ser: Gesellschaft – sein, mit der 
gleichen Rechtsgrundlage für alle. 
Es bleibt abzuwarten, ob die Debat-
te der muslimischen Intellektuellen 
nach dem Buch von Ahmad Baso 
sich dieser Konsequenzen bewusst 
wird, wenn sie – was ja durchaus 
legitim ist – in den Ursprüngen ihrer 
Religion nach für die Gegenwart re-
levanten Orientierungen sucht. 
Dass es diese gibt, dürfte keine 
Frage sein, und der oft vorgetrage-
ne Vorwurf, der Islam trage in sich 
selbst keine Ansätze für eine demo-
kratische Entwicklung, bedarf des 
Beweises, auch wenn er immer 
wieder insbesondere von selbster-
nannten »Islamkennern« erhoben 
wird. 

Dass es auch im arabisch-
sprachigen Bereich eine intensive 
Debatte um die Zivilgesellschaft gibt 
habe ich nicht erwähnt, möchte das 
jedoch in einem letzten Satz nach-
holen und nachdrücklich auch dar-
auf hinweisen.11) 
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